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Wie bereits in den Jahren zuvor,  wurde die Mittelmeerpolitik der  Europäischen Union
auch im Jahresverlauf 2016/2017 im Zuge der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP)1

vollzogen. Wurde letztere 2015 einer weitreichenden Revision unterworfen, die mit der
Veröffentlichung  der  ‚neuen‘  ENP am  18  November  2015  zu  Ende  gebracht  wurde,
konzentriert sich die Europäische Union seither auf die Implementierung derselben, nicht
zuletzt vor dem Hintergrund der selbst auferlegten Ambition, den südlichen Mittelmeer-
anrainern als auch den östlichen Nachbarn größere Mitbestimmung bei der Ausgestaltung
der bilateralen Beziehungen zu gewähren, als auch deren lokale, nationale und regionale
Spezifika stärker zu berücksichtigen. Dies wird ergänzt durch das Bestreben finanzielle
Unterstützung seitens der Europäischen Union flexibler zu gestalten sowie die Sichtbarkeit
EU-europäischer Maßnahmen sowohl in der südlichen als auch östlichen Nachbarschaft zu
erhöhen. Wie hat sich das euro-mediterrane Beziehungsgeflecht im Lichte dieser neuen
Prioritätensetzung entwickelt und welche Auswirkungen hat letztere auf den ursprünglich
der EU-Mittelmeerpolitik zugrundeliegenden Anspruch, Reformen im Bereich Demokra-
tie, gute Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit sowie Menschenrechte zu fördern? 

Die Europäische Union und die südlichen Nachbarn: auf der Suche nach          
Gemeinsamkeiten 

Die Europäische Union hat, angetrieben von der von EU-Kommissar Johannes Hahn gelei-
teten  Generaldirektion  Nachbarschaftspolitik  und  Erweiterungsverhandlungen  (NEAR),
neue Rahmenvereinbarungen mit zahlreichen südlichen Mittelmeeranrainerstaaten initiiert.
Obgleich die ‚neue‘ ENP grundsätzlich den Einbezug zivilgesellschaftlicher Akteure sowie
von  Sozialpartnern  vorsieht,  wurden  diese  von  den  überwiegend  autokratischen  Herr-
schaftseliten im südlichen Mittelmeerraum im Zuge der bilateralen Konsultationen – mit
Billigung der Europäischen Union – ignoriert. Eine Ausnahme stellte in dieser Hinsicht
das sich noch immer in einem – wenn auch fragilen – Demokratisierungsprozess befind-
liche Tunesien dar, welches im Gegensatz zu seinen regionalen Nachbarn ohnehin an weit-
reichenderen Formen der Zusammenarbeit und dementsprechend auch an das Herrschafts-
system berührenden Reformangeboten interessiert ist.  So haben die Europäische Union
und die tunesische Regierung von Premierminister Youssef Chahed im September 2016
eine gemeinsame Kommunikation angenommen,  die gemeinsame Stabilitätsmaßnahmen
propagiert,  von der  Europäischen Union unterstützte  Reformanstrengungen im Bereich
gute Regierungsführung und Justizreform anvisiert und darüber hinaus auch eine vertiefte
Zusammenarbeit  bei  der  sozioökonomischen  sowie  sicherheitspolitischen  Entwicklung
Tunesiens vorsieht.2 Ferner vereinbarten beide Parteien die Schaffung eines gemeinsamen
parlamentarischen  Ausschusses,  welcher  bestehend  aus  Mitgliedern  des  Europäischen

1 Siehe auch den Beitrag „Europäische Nachbarschaftspolitik“ in diesem Buch.
2 European Commission and High Representative of the Union for Foreign Affairs and Security Policy:

Strengthening EU Support for Tunisia. Brussels, 29 September 2016, JOIN(2016) 47.
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Parlaments sowie der tunesischen Versammlung der Volksvertreter bereits am 20. Septem-
ber 2016 zu seiner konstituierenden Sitzung zusammenkam und sogleich eine gemeinsame
Erklärung zur politischen Entwicklung Tunesiens und der Notwendigkeit, weitreichende
Wirtschafts- und Arbeitsmarktreformen zu vollziehen, annahm.3 Während auch mit Algeri-
en im März 2017 neue Partnerschaftsprioritäten angenommen wurden, die sich in erster
Linie auf politisch unsensible Kooperationsbereiche wie erneuerbare Energien, wirtschaft-
liche Diversifizierung und Handhabung der öffentlichen Finanzen konzentrierten und von
einem  bilateralen  Austausch  zur  Migrations-  und  Flüchtlingsproblematik  begleitet
wurden,4 gestalteten sich die Beziehungen gegenüber Marokko hingegen deutlich schwie-
riger. Dies ist die Folge des am 21. Dezember 2016 verkündeten Urteils des Gerichtshofes
der Europäischen Union (EuGH), wonach das bestehende EU-Marokko-Abkommen zur
Liberalisierung  des  Handels  mit  landwirtschaftlichen  und  Fischereiprodukten  und  die
damit verbundenen Präferenzen und Freihandelsbestimmungen nicht für Produkte aus der
von  Marokko  besetzten  Westsahara  gilt.5 Da  das  marokkanische  Königshaus  jegliche
Infragestellung des völkerrechtlichen Status der von ihr als „südliche Provinz“ angesehe-
nen Westsahara als Angriff auf die territoriale Integrität Marokkos betrachtet, wurde das
EuGH-Urteil entsprechend kritisiert und gar zum Anlass genommen, die Beziehungen mit
der Europäischen Union einzufrieren und dieser gleichzeitig damit zu drohen, in Marokko
gestrandete Flüchtlinge ungehindert  über die Straße von Gibraltar nach Europa weiter-
reisen zu lassen.6 Dass es sich dabei nicht um eine leere Drohung handelte, wurde bereits
Ende Februar 2017 deutlich, als marokkanische Sicherheitskräfte mehr als 850 Migranten
die Grenzbefestigungen zwischen Marokko und der spanischen Enklave Ceuta stürmen
ließen.7 Anstatt explizit  auf die Unabhängigkeit  des EuGH hinzuweisen und das Urteil
uneingeschränkt anzuerkennen, zieht die Europäische Union jedoch in Erwägung gegen
das Urteil Berufung einzulegen und hat deutlich gemacht, den bilateralen Warenverkehr
mit Marokko auch weiterhin entsprechend bisheriger Handelsabsprachen zu vollziehen.8

Vergleichsweise unproblematisch verliefen hingegen die Verhandlungen über neue Part-
nerschaftsprioritäten mit der autokratisch verfassten ägyptischen Regierung, die ebenfalls
im Dezember 2016 vollzogen wurden und auf die gar eine Einladung des Rates der Euro-
päischen Union an den ägyptischen Außenminister Sameh Shoukhry im März 2017 folgte
– dies ungeachtet der massiven Menschenrechtsverletzungen und Aushebelung politischer
und ziviler Freiheiten durch das Regime von Staatspräsident Al-Sisi und seinem Sicher-
heitsapparat.9 Neue Partnerschaftsprioritäten wurden ebenfalls Ende 2016 mit den libane-
sischen und jordanischen Autoritäten beschlossen, wobei dies im Fall des Libanon durch
das Ende der innenpolitischen Blockade und die Auflösung des sogenannten ,präsidentiel-
len  Vakuums‘,  welches  das  von  konfessionellen  Spannungen  gekennzeichnete  Land
zwischen Mai  2014 und Oktober  2016 paralysiert  hatte,  begünstigt  wurde.  Unter  dem
Eindruck der sich durch den anhaltenden Syrienkrieg vollziehenden Flüchtlingskrise, von

3 EU-Tunisia Joint Parliamentary Committee Meeting: Joint Statement, Tunis, 20 September 2016. 
4 Conseil d’association Algérie-Union européenne: Priorités communes de Partenariat entre la République

Algérienne Démocratique et Populaire (Algérie) et l'Union européenne (UE) au titre de la Politique eu-
ropéenne. Bruxelles, 7 mars 2017, Dok. UE-AL 3101/17 ADD1.

5 Western  Sahara  Resource  Watch:  EU  Court  protects  Western  Sahara  from  EU-Morocco  trade  deal,
21.12.2016.

6 France24: Morocco uses migrant crisis as leverage in EU free trade dispute, 22.2.2017.
7 Ebd. 
8 Mohamed Sidati: The EU’s Morocco problem, in: POLITICO, 26.12.2016.
9 Human Rights Watch: World Report 2017. Events of 2016, 2017.
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denen beide Länder betroffen sind, hat die Europäische Union den Schwerpunkt dabei auf
Unterstützungsmaßnahmen gelegt, welche sich primär auf Elemente wie Widerstandsfähig-
keit („resilience“), Rehabilitierung und Entwicklung und damit verbunden auf humanitäre
Hilfe,  medizinische Versorgung, Bildung und Arbeitsplatzschaffung fokussieren.10 Zwar
wird  dabei  in  beiden  Fällen  betont,  dass  demokratische  Prinzipien  und  fundamentale
Menschenrechte auch weiterhin ein zentrales Element in den jeweiligen bilateralen Bezie-
hungen  darstellen.  Gleichzeitig  hat  dies  aber  im  Berichtszeitraum keine  wesentlichen
Maßnahmen  seitens  der  Europäischen  Union  generiert.  Stattdessen  wurde  der  Fokus
zusätzlich  auf  eine  intensivierte  Zusammenarbeit  in  Sicherheitsfragen  sowie  auf  die
gemeinsame Terrorismusbekämpfung – ein Synonym für den Kampf gegen den sogenann-
ten ,Islamischen Staat‘ (ISIS) – gelegt.11

Die Europäische Union und die Konflikte im südlichen Mittelmeerraum

Die von der Europäischen Union im Frühjahr 2017 angenommene sogenannte ,Syrien-
strategie‘ muss dahingehend als Erfolg gewertet werden, als dass es allen 28 Mitgliedstaa-
ten gelungen ist, sich auf eine Reihe von gemeinsamen Zielsetzungen zur Beilegung des
Syrienkonfliktes zu einigen und die bereits bestehenden Schwerpunktbereiche EU-europä-
ischer  Hilfsmaßnahmen  und  -angebote  zu  bestätigen.  So  war  die  Europäische  Union
zusammen mit den Mitgliedstaaten auch im Jahresverlauf 2016/2017 abermals der wich-
tigste  Geber,  organisierte  im April  2017  in  Brüssel  die  internationale  Geberkonferenz
„Supporting the future of Syria and the region“ und hat darüber hinaus auch ihre nicht-
humanitäre Unterstützung ausgeweitet. Dies kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen,
dass es ihr hinsichtlich der politischen Beilegung des Konfliktes faktisch noch immer nicht
gelungen ist, sich neben der Russischen Föderation, dem Iran, der Türkei und zu einem
gewissen Grad auch den Vereinigten Staaten von Amerika als wahrhaftig einflussreicher
Mediator zu positionieren. Ferner bestehen noch immer unterschiedliche Auffassungen im
Rat der Europäischen Union wie mit den zahlreichen Rebellen- und Oppositionsgruppen
sowie dem syrischen Regime umzugehen ist.  Die auch im Berichtszeitraum wiederholt
gemachten Unterstützungsbekenntnisse europäischer Spitzenpolitiker zu den von der UN
moderierten Genfer  Friedensgesprächen zeugen angesichts  der  von Russland initiierten
und de  facto einzigen maßgeblichen  Syriengespräche  im kasachischen  Astana  entspre-
chend von der  eigenen Macht-  und  Hilflosigkeit  und  einer  fehlenden Bereitschaft  die
geostrategischen Veränderungen im Mashrek anzuerkennen.12 

Obgleich sich die Europäische Union auch im Jahresverlauf 2016/2017 zur Wahrung
und Implementierung des im Dezember 2015 verabschiedeten „Libyan Political  Agree-
ment“ bekannt hat, spielt sie nach wie vor nur eine untergeordnete Rolle bei der Befrie-
dung Libyens. Die Hohe Beauftragte für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Moghe-
rini, kommt zwar in regelmäßigen Abständen zu Gesprächen mit Vertretern der internatio-
nalen Staatengemeinschaft zu Libyen-Konsultation zusammen – so auch beispielsweise am

10 Beschluss  Nr.1/2016  des  Assoziationsrates  EU-Libanon  vom  11.  November  2016  über  die  Partner-
schaftsprioritäten  EU-Libanon  (2016/2368),  in  Amtsblatt  der  EU  L350/114,  22.  Dezember  2016;
European Commission and the High Representative of the Union for Foreign Affairs and Security Policy:
Annex to the Joint Proposal for a Council Decision (…) with regard to the adoption of EU-Jordan Partner -
ship Priorities and annexed Compact. Brussels, 19 September 2016, JOIN(2016) 41 final.

11 Ebd.
12 Al Jazeera: Syrian opposition walks out of Astana meeting, 3.5.2017.
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24. Januar 2017, als sie den Libyenbeauftragten der UN, Martin Kobler, traf.13 Gleichwohl
stand sie bislang zumindest dem sich auszuweiten scheinenden Einfluss regionaler Mächte
wie Ägypten, den Vereinigten Arabischen Emiraten und Qatar, sowie der Russischen Föde-
ration  weitestgehend  ratlos  gegenüber  und  war  abermals  nicht  in  der  Lage  auf  die
Konfliktparteien einzuwirken.

Damit sind in gewisser Weise auch die Parallelen zum weiterhin ungelösten Nahostkon-
flikt vorgezeichnet. Obwohl Brüssel die von Frankreich im Januar 2017 veranstaltete Pari-
ser Nahostkonferenz unterstützt und sich abermals für eine Zweistaatenlösung sowie einen
unmittelbare Stopp des von Israel unentwegt vollzogenen Siedlungsbaus in den palästinen-
sischen Siedlungsgebieten ausgesprochen hat, konnten sich die 28 Mitgliedstaaten auch im
Berichtszeitraum nicht zu einer einhelligen und expliziten Anerkennung der Staatlichkeit
Palästinas und einer entschlosseneren Politik gegenüber Israel durchringen. Auch war es
der Union nicht möglich, das mittlerweile bedeutungslose Nahostquartett wiederzubeleben
oder  gar  beispielsweise  das  1995  mit  Israel  geschlossene  Assoziierungsabkommen  zu
suspendieren.14

Schlussfolgerung

Der sich mit der Annahme der ,neuen‘ ENP abzeichnende Trend, wonach die Europäische
Union überwiegend auf sektorale und politisch vermeintlich sensible Themen aussparende
Zusammenarbeit  mit seinen südlichen Nachbarn konzentriert,  hat  sich im Jahresverlauf
2016/2017 fortgesetzt. Dies hat sich auch darin gezeigt, dass die Union für das Mittelmeer
(UfM), die sich ausschließlich auf technische, projektbezogene Kooperation konzentriert,
gestärkt wurde und zumindest gegenwärtig zum wesentlichen euro-mediterranen Dialog-
forum aufgestiegen ist. Dies wurde beispielsweise im Januar 2017 offenbar, als die UfM
im Zuge eines Regionalforums zu jugendpolitischen Fragen auch erstmalig eine Konferenz
der Außenminister der UfM-Staaten organisiert hat. Zwar war eine derartige Stärkung der
UfM lange überfällig. Gleichzeitig geht diese einher mit der sich seit Jahren abzeichnen-
den und durch die Annahme der Globalen Strategie im Juni 2016 bestätigten Erosion des
auch im Lissabonner Vertrages selbst auferlegten Anspruches als transformative Kraft zu
wirken und den Mittelmeerraum in einen Raum des Friedens, der Prosperität und demo-
kratischer Entwicklung zu verwandeln.
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